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Presseerklärung vom 19. Februar 2010:
Am 12. Februar 2010 teilte die Behörde 
für Stadtentwicklung für und Umwelt 
(BSU) mit, dass sie an die Vorbereitungen 
gehe, die Lange Reihe bis 2011 zu einer 
so genannten Gemeinschaftsstraße umzu-
bauen. Angeblich würde jetzt ein 
„umfangreiches und ergebnisoffenes 
Beteiligungsverfahren“ in 
Gang gesetzt, so die zustän-
dige Senatorin Anja Hajduk. 
„Nur Akzeptanz ermöglicht 
den Erfolg des Projekts.“
Bereits Ende 2007/Anfang 
2008 haben insgesamt drei 
Veranstaltungen des Bezirk-
samtes Hamburg-Mitte zum 
Thema Shared Space in St. 
Georg stattgefunden. Auf 
diesen Versammlungen 
wurde sehr deutlich, dass die 
Mehrheit der Teilneh-
merInnen der Umwidmung 
der Langen Reihe zu einer 
Gemeinschaftsstraße kritisch 
bis ablehnend gegenüber 
steht. Insbesondere der Bür-
gerverein und der Einwoh-
nerverein haben ihre nega-
tive, zum Teil aus unterschiedlichen 
Motiven herrührende Haltung zu diesem 
Projekt mehrmals und sehr nachdrücklich 
formuliert. Trotz wiederholter, ergebnislos 
gebliebener Nachfragen u.a. im Stadtteil-
beirat müssen die BürgerInnen und Ein-
wohnerInnen St. Georgs jetzt zur Kennt-
nis nehmen, dass die Planungen trotz der 
Einwände in den vergangenen zwei Jah-
ren ohne Rückkoppelung mit dem Stadt-
teil weiter gegangen sind. Dass der Pro-
test sehr wohl wahrgenommen wurde, 
schlägt sich auch in einem Papier des 

Bezirks Hamburg-Mitte vom 25. Januar 
2010 nieder, in dem es abschließend 
heißt: „In Bezug auf die Risikoabschät-
zung ist mit Rückblick auf die bereits 
erfolgten Workshops von keinem einheit-
lichen Konsens zum Umgang mit der Lan-
gen Reihe, und speziell dem Thema 
Gemeinschaftsstraße, auszugehen.“ Selbst 

der Bezirk räumt also ein, dass die von 
Senatorin Hajduk geforderte „Akzeptanz“ 
in St. Georg nicht gegeben ist.
Die beiden Stadtteilvereine bewerten Sha-
red Space im Allgemeinen durchaus posi-
tiv, halten allerdings die Lange Reihe für 
ein entsprechendes Projekt für ungeeig-
net. Die Erfahrungen der Kleinstadt 
Bohmte nahe Osnabrück, wo ein Modell-
projekt Shared Space bereits eingeführt 
wurde, lassen sich nicht auf eine so dyna-
mische Straße mit Wohnhausbebauung 
und Kleingewerbestruktur übertragen. 

Hier wäre nach gemeinsamer Überzeu-
gung der beiden Vereine eine Tempobe-
grenzung auf 30 km/h völlig ausreichend.
Zu seiner speziellen Sicht führt der 
Bürgerverein an: Die Lange Reihe ist 
eine beliebte intakte Wohn- und Ein-
kaufstraße. Warum sollte diese Straße 
umgebaut werden? 

Die Lange Reihe muss umge-
baut werden, um die Ver-
kehrssicherheit zu erhöhen. 
Falsch: Aus polizeilicher Sicht 
besteht hierfür keine Not-
wendigkeit. Die Lange Reihe 
ist kein Unfallschwerpunkt. 
Sie ist nicht gefährlich. An 
vier Zebrastreifen kann sie 
heute gequert werden. Die 
Lange Reihe muss umgebaut 
werden, um den Verkehr zu 
beruhigen! Falsch: Eine Ver-
kehrsberuhigung erwarten 
wir hierdurch nicht, wohl 
aber eine Verdrängung des 
Verkehrs auf Nebenstraßen, 
z.B. auf die Koppel. =Wir 
haben seit Jahren gefordert, 
Tempo 30 in der Langen 
Reihe einzuführen, damit 

auch früh morgens und abends die 
Geschwindigkeit eingegrenzt ist. Die 
Montage dieser Schilder kostet einen 
Bruchteil der Ausgaben Shared Space. 
Die Lange Reihe wird durch Shared Space 
zum Versuchskaninchen. Mindestens 2,2 
Mio. EUR sollen hier verbuddelt werden, 
ohne das der Sinn und Zweck erkennbar 
wird. Wir bestreiten, dass die gewollte 
Unsicherheit aller Verkehrsteilnehmer auf 
dem kleinen Kernstück zwischen Dan-
zigerstraße und Greifswalder Straße zu 
mehr Verkehrssicherheit führt. Gerade 

Am 19. Februar haben der „Bürgerverein zu St. Georg von 1880 R.V.“ und der „Einwohnerverein St. Georg von 1987 e.V.“ nach vielen 
Jahren erstmals wieder eine gemeinsame Pressekonferenz anberaumt. Gemeinsam sprechen sich die beiden Stadtteilvereine gegen 

die kürzlich angekündigte Einführung von Shared Space für die Lange Reihe aus. Wir geben hier die an diesem Tag verbreitete Pressemit-
teilung wieder, die in den Medien starke Berücksichtigung erfahren hat und sowohl die gemeinsame Position beleuchtet wie auch spezi-
elle Akzente des einen wie des anderen Stadtteilvereins setzt.

Shared Space 
für die Lange Reihe?
Mit  uns Nicht!

Fortsetzung  nächste Seite

STOP - kein Shared Space in der Langen Reihe 
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Kinder und ältere Menschen 
brauchen sichere Wege. Wir wol-
len auch, dass weiterhin der 6er 
Bus durch die Lange Reihe fährt. 
Die Gemeinschaftsstraße könnte 
zu Verlegung der Buslinie führen. 
Die Überwachung der Parkflä-
chen in der Langen Reihe ist 
unzureichend. Wir haben nicht 
die Hoffnung, dass sich dies in 
Zukunft ändert. 
Der teure Umbau eines kleines 
Stückes der Langen Reihe bringt 
keinerlei Vorteile für die Menschen, 
die hier leben und arbeiten. Hamburg, St. 
Georg hat andere Sorgen. Um endlich 
etwas vorzeigen zu können, muss man 
die Lange Reihe nicht umbauen. 

Der alternative Einwohnerverein 
begrüßt im Grundsatz die Philosophie von 
Shared Space und sieht darin einen 
Ansatz, das Tempo auf den Straßen zu 
senken und den Straßenraum gleichbe-
rechtigt für FußgängerInnen, Fahrradfah-
rerInnen und AutofahrerInnen nutzbar zu 
machen, gibt aber auch zu bedenken, 
dass ältere, geh- und sehbehinderte Bür-
gerInnen den Straßenraum als weniger 
kalkulierbar empfinden und ihn deswegen 
möglicherweise meiden. 
Die Lange Reihe als Gemeinschaftsstraße 
auszuweisen würde die hier seit Jahren 
festzustellenden negativen Erscheinungen 
(Ladensterben, Zunahme von Restaura-
tion und Außengastronomie, Umwand-
lungen, Mietpreisexplosion und Verdrän-
gung) nachhaltig verschärfen. Auf die 
Frage, welche mittelfristigen Auswir-
kungen Shared Space denn über die Ver-
änderung des unmittelbaren Straßen-
raumes hinaus haben würde, antwortete 

der Schöpfer von Shared Space, der inzwi-
schen verstorbene Stadtplanungs- und 
Verkehrsexperte Hans Mondermann, auf 
einer Veranstaltung in St. Georg vor gut 
zwei Jahren, dass nach seiner Erfahrung 
die Attraktivität von entsprechenden 
Zonen für Gäste und TouristInnen und 
damit deren Zahl deutlich zunehmen und 
die Quadratmeterpreise erhöht würden, 
für das Gewerbe innerhalb von fünf Jah-
ren sogar um fast das Doppelte. 
Der Einwohnerverein lehnt daher ab, die 
Lange Reihe zu einer Gemeinschaftsstraße 
umzuwidmen. Es gibt bereits zu viele 
Belastungen durch die bisweilen überbor-
dende Außengastronomie und eine mas-
sive Verdrängung von MieterInnen und 
Kleingewerbetreibenden, Phänomene, die 
durch Shared Space weiter verstärkt wer-
den würden.

Letzte Meldung:
Bürger- und Einwohnerverein haben Sha-
red Space kurzfristig auf die Tagesord-
nung des Stadtteilbeirats am 23. Februar 
setzen lassen. Mit großer Mehrheit der 
stimmberechtigten Stadtteilbeiratsmit-
glieder (dazu zählen auch die Parteienver-
treterInnen von GAL und SPD) und mit 

überwältigender Mehrheit der 
Anwesenden wurde das Konzept 
Shared Space für die Lange Reihe 
abgelehnt. Wenn Frau Hajduk 
ihre Aussagen ernst meint, dann 
dürfte es keine Eingriffe der 
geplanten Art auf St. Georgs 
Hauptstraße geben, die Lange 
Reihe als Shared Space müsste 
sofort in den Schubläden ver-
schwinden! 
Das Problem für die Koalition ist, 
dass sie im gesamten Bezirk 

Hamburg-Mitte lediglich die Lange 
Reihe als Gemeinschaftsstraße hat prüfen 
lassen. Mit dem Platzen dieser Option 
aber ständen SPD und GAL in Mitte ohne 
irgendeine Alternative da. Das ist in der 
Sache fatal, aber angesichts der Ignoranz 
in dieser Frage auch selbstverschuldet. 
Insbesondere Michael Osterburg (der Vor-
sitzende der GAL-Bezirksfraktion) ging 
offenbar immer von falschen Vorausset-
zungen aus, wenn er im „Hamburger 
Abendblatt“ mit den Worten zitiert wird: 
„Dank einer Bürgerbefragung aus dem 
Jahr 2007 wissen wir, dass es für die 
Lange Reihe als ‚Shared Space’ eine 
Mehrheit gibt“ (20./21.2.2010). Tatsäch-
lich hat es weder 2007 noch überhaupt 
eine repräsentative Bürgerbefragung 
gegeben.
Der Einwohnervereinsvertreter hat beim 
Stadtteilbeirat nochmals die Bereitschaft 
zum Gespräch erklärt, über örtliche Alter-
nativen in Absprache mit der Bewohner-
schaft und den Gewerbetreibenden nach-
zudenken, ein Angebot, das der Bezirk 
leider zwei Jahre ausgeschlagen hat. Nun 
steht er vor einem kleinen Scherbenhau-
fen. 

Zurzeit befindet sich die St. Georger 
Geschichtswerkstatt mitten in der Umset-
zung ihres umfangreichen Programms „Was-
ser im Eimer?!“, mit dem einige Akzente zur 
Bedeutung des Wassers und zu den 
Gefahren seiner Privatisierung gesetzt wer-
den sollen.
Eine eigentlich für den 21. Januar angekün-
digte Veranstaltung unter dem Titel „Ham-
burgs Wasser, St. Georg und die Politik“, hat 
der dafür verantwortliche Einwohnerverein 
kurzfristig verschieben müssen. Stattdessen 
werden Rolf Becker und weitere Mitglieder 
des Einwohnervereins ein historisch-poli-
tisches Programm (Arbeitstitel: „Gold des 
Gartens Eden“) voraussichtlich am 7. Mai 
(19.30 Uhr) auf einem Alsterdampfer zele-
brieren. Nähere Infos dazu im (über)näch-

sten „Lachenden Drachen“.
Zuletzt hat am 6. Februar ein gut besuchtes 
Literarisches Menü mit 40 TeilnehmerInnen 
stattgefunden. Wie schon in den beiden 
Vorjahren wird das Programm mit dem 
schönen Titel „Wasserzeichen“ noch ein 
zweites Mal aufgeführt, und zwar am 28. 
Mai um 18 Uhr im „Movimento des Gewerk-
schaftshauses“ (Besenbinderhof 57a); der 
Eintritt kostet für das Buffet (ohne Getränke) 
16 Euro, verbindliche Anmeldungen sind an 
die Büchergilde zu richten (Tel. ). Positiv auf-
genommen von den ca. 15 Gästen wurde 
auch ein Besuch des neuen maritimen Mili-
taria-Museum in er HafenCity am 18. 
Februar; entsprechende Erläuterungen gab 
Markus Dorfmüller von der Anti-Tamm-Initi-
ative.

Das Wasserprogramm der Geschichtswerk-
statt wird in den nächsten Wochen fortge-
setzt mit einer geführten Besichtigung des 
Museums von „Hamburg Wasser“ am 2. 
März, Treffpunkt ist um 16.30 Uhr der Ein-
gang des Geländes (Billhorner Deich 2, in 
Rothenburgsort). Dort erfahren wir (nicht 
zuletzt auch etwaig beteiligte Kinder) 
einiges Interessante über die „Wassergewin-
nung und -versorgung in Hamburg damals 
und heute“. Der Eintritt ist frei, eine Anmel-
dung nicht erforderlich.
Und vom 25. bis 31. März wird das Wasser-
Programm zum wiederholten Male in das 
kommunale Kino „Metropolis“ am Stein-
damm 52/54 verlegt. In der betreffenden 
Woche zeigt unser Stadtteilkino eine Reihe 
wichtiger Streifen zum Thema. Als Auftakt-

Wasser Marsch

Fortsetzung  nächste Seite

STOP - kein Shared  Space in der Langen Reihe! 



3Februar/März 2010 Der lachende Drache www.einwohnerverein-stgeorg.de 

veranstaltung am 25. März gibt es um 19 Uhr zunächst ein paar ein-
stimmende Worte, der Stadtteilchor Drachengold tritt auf, und nach 
dem privatisierungskritischen Film „Wasser unterm Hammer“ stehen 
Leslie Franke und Hermann Lorenz zur Diskussion bereit. „Cine-Was-
ser“ ist in dieser Ausgabe des „Lachenden Drachen“ mit einem eige-
nen Zusatzprogramm vertreten, so dass daraus alle weiteren, wich-
tigen Daten entnommen werden können.
Und schließlich heißt es am 30. März um 19.30 Uhr im Ganztags-
gymnasium Klosterschule (Westphalensweg 7) „baden gehen“. Schü-
lerInnen präsentieren an diesem Abend ein Überraschungspro-
gramm zum Wasser. 

Märchenstunde

Foto links: Die LitMens beim Literarischen Menü am 6. Februar. Liane Lieske, 
Harald Heck, Bernhard Stietz-Leipnitz und Michael Joho 
(nicht darauf: die erkrankte Bene Schmidt-Joho)

Der gewerkschaftliche Kulturverein „Be60“ 
(für Besenbinderhof 60, die Adresse des St. 
Georger Gewerkschaftshauses) mausert 
sich in den vergangenen Jahren zu einem 
echten Träger interessanter Veranstal-
tungen. Am 18. März stehen z.B. die Mär-
chen von Oscar Wilde auf dem Programm, 
vorgetragen von der bekannten Schauspie-
lerin Hannelore Hoger alias Bella Block. 
Frank teichmüller, ehemaliger IGM-Chef an 

der Küste und jetziger Vorsitzender von 
Be60, hat sich eine sehr differenzierte, poli-
tisch-soziale motivierte Eintrittsregelung 
ausgedacht, die wir hier gerne mal anfüh-
ren: 12 Euro für Normalos, 10 Euro für 
Gewerkschaftsmitglieder, 5 Euro für Azubis, 
SchülerInnen und Studierende, und 
Arbeitslose zahlen nix! Klasse, alles auf’n 
Punkt gebracht! 

11. Frühjahrsmesse
St. Georgs zentrale „Verkaufsausstellung für 
Kunsthandwerk und Design“ findet, nunmehr 
zum elften Mal, vom 26. bis 28. März, im 
Haus für Kunst und Handwerk (Koppel 66/
Lange Reihe 75) statt. Auf drei Etagen zeigen 
rund 50 KünstlerInnen aller Sparten, was sie 
können und zu bieten haben. Und die Mes-
sen in der Koppel 66 sind, so die eigene Wer-
bung, „bekannt für originelles Design, beste 

handwerkliche Qualität und gute Form“. Wer 
kann da wiederstehen? Zur Frühjahrsmesse 
gehört, wie immer, ein kleines Beiprogramm. 
Am 27. März (15 Uhr) gibt es ein Konzert mit 
Axel Goldschmidt am Piano, am 28. März ab 
12 Uhr die beliebte Tombola.
Wie schon bei der Adventsmesse wird es 
auch beim Frühjahrsspektakel eine Reihe von 
Stadtteilführungen von Maren Cornils geben, 

die im Innenhof der Langen Reihe 75/Koppel 
66 beginnen und dann ca. 90 min währen. 
Den Rundgang „Straßenleben, Gartengrün & 
Alsterlust“ gibt es am 26. und 27. März 
jeweils um 11 und um 16 Uhr, am Sonntag, 
dem 28. März, wird letztmalig um 11 Uhr 
gestartet. Der TeilnehmerInnenpreis beläuft 
sich auf 12 Euro, ermäßigt auf 8 Euro. Kontakt 
gibt es unter hamburgtouren@email.de. 

Fortsetzung  von  Seite 2
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Termine im märz 2009:

2. Dienstag

11.00, Besichtigung des Zentrums 
Schorsch durch die AG Communi-
ty Center, Schorsch, Kirchenweg

16.30-18.30, „Wassergewinnung und –versor-
gung in Hamburg damals und heute“, Besuch 
des Hamburger Wasser-Museums im Rahmen 
der Geschichtswerkstatt-Reihe „Wasser 
im Eimer?!“, Eintritt frei, Treffpunkt: Ham-
burg Wasser, Billhorner Deich 2, Eingang

3. Mittwoch

19.30, „Woher kommen wir – wohin gehen 
wir?“, Diskussion im Rahmen der Reihe „Glau-
bensragen – Lebensfragen“ mit der Religions-
lehrerin Frau Bartmer, CVJM, An der Alster 40

4. Donnerstag

19.00, „Wer hat Angst vor der Juristin und 
Frauenrechtlerin Seyran Ates? Lesung für 
die Meinungsfreiheit“, veranstaltet von der 
Rosa Luxemburg-Stiftung in Kooperation mit 
Terre des Femmes, CVJM, An der Alster 40

5. Freitag

19.00, Interkonfessioneller Weltge-
betstag der Frauen, Dreieinigkeits-
kirche, St. Georgs Kirchhof

6. saMstag

17.00, „Herr und Meister! Hör mich rufen!“ 
– Balladenzauber mit Hajü Artus (einigen 
auch noch als Hajü Ehmke bekannt – und 
gut), im Rahmen des „Kulturcafés“, 3 Euro, 
LAB-Begegnungsstätte, Hansaplatz 10 

10. Mittwoch

20.00, Monatstreffen des Einwohnervereins 
St. Georg, Stadtteilbüro, Hansaplatz 9

14. sonntag

11.30-13.00, „Low Bugget Jazz“ von 
Michael Danner und Patrick Pagels, 
Eintritt frei, Café Koppel im Haus für 
Kunst und Handwerk, Koppel 66

18. Donnerstag

19.00, Oscar Wildes Märchen – vorgetragen 
von Hannelore Hoger, veranstaltet vom 
gewerkschaftlichen Kulturverein Be60, 
12/10/5 Euro, Arbeitslose frei, Movimento 
im Gewerkschaftshaus, Besenbinderhof 57a

25. Donnerstag

17.00, „Wie sag ich’s meinem Schatz?“ – Frauen-
Gesprächsrunde über HIV-positive/negative 
Partnerschaften, anlässlich des Internationalen 
Frauentages veranstaltet von der Aids-Hilfe 
Hamburg e.V., ajs, Hellkamp 68 (Eimsbüttel)

19.00, Auftakt der Film-Reihe „Cine-Wasser“ 
mit dem Film „Wasser unterm Hammer“ von 
Leslie Franke und Hermann Lorenz, im Rah-
men der Geschichtswerkstatt-Reihe „Wasser 
im Eimer?“, in Kooperation mit dem „Metro-
polis“, Steindamm 52/54 (täglich Filme bis 
zum 31.3., s. Gesamtprogramm als Beilage)

20.00, „Broken Silence“, von Wolfgang Panzer, 
Filmvorführung im Rahmen diakonischen Enga-
gements, Neuer Saal, Stiftstraße 15 (1. Stock)

26. Freitag

11.00-19.00, Frühjahrsmesse im Haus für 
Kunst und Handwerk, Koppel 66

11.00 + 16.00, „Straßenleben, Garten-
grün & Alsterlust“ – Rundgang von 
Maren Cornils, 12/8 Euro, ab Haus für 
Kunst und Handwerk, Koppel 66  

16.00, „Leben hinterm Bahnhof“, Rundgang 
der Geschichtswerkstatt, 3/5 Euro, Treff-
punkt: Max & Consorten, Spadenteich

27. saMstag

11.00-19.00, Frühjahrsmesse im Haus für 
Kunst und Handwerk, Koppel 66

11.00 + 16.00, „Straßenleben, Garten-
grün & Alsterlust“ – Rundgang von 
Maren Cornils, 12/8 Euro, ab Haus für 
Kunst und Handwerk, Koppel 66  

15.00, Frühlingsmusik mit Axel Gold-
schmidt am Piano, Haus für Kunst 
und Handwerk, Koppel 66

„Straßenleben, Gartengrün & Alsterlust“

28. sonntag

11.00-19.00, Frühjahrsmesse im Haus für 
Kunst und Handwerk, Koppel 66

11.00, „Straßenleben, Gartengrün & Alsterlust“ 
– Rundgang von Maren Cornils, 12/8 Euro, ab 
Haus für Kunst und Handwerk, Koppel 66  

Ab 12.00, Tombola anlässlich der 
Frühjahrsmesse im Haus für Kunst 
und Handwerk, Koppel 66

„Straßenleben, Gartengrün & Alsterlust“

30. Dienstag

19.00, „Lass stecken!“ – Tabakentwöhnung nach 
dem „Rauchfrei-Programm“, Auftaktveranstal-
tung mit der Ärztin Helga Neugebauer, veran-
staltet von der Aids-Hilfe, Lange Reihe 30/32

19.30, „50 Jahre Ostermarsch – eine Bewegung 
im Wandel“, Diskussion der Rosa Luxemburg-
Stiftung mit den Zeitzeugen Günther Lüb-
cke, Walter Wilken, Uwe Merz und Horst 
Bethge, 2 Euro, CVJM, An der Alster 40

19.30, „baden gehen“, Überraschungspro-
gramm des GanztagsGymnasiums Kloster-
schule im Rahmen der Geschichtswerkstatt-
Reihe „Wasser im Eimer?!“, Eintritt frei, 
Klosterschule, Westphalensweg 7

Ein Jahr ist herum...
So schnell vergeht die Zeit. Frau Bettina 
Bohne ist nun seit einem Jahr Geschäftsfüh-
rerin und seit Sommer 2009 auch Vorsteherin 
der Amalie Sieveking-Stiftung in der Stift-
straße 65. Sie hat in dieser doch recht kurzen 
Zeit schon einiges bewegt. Die Arbeit macht 
ihr Spaß und das sieht man ihr auch an.
Sie selbst schaut auf das vergangene Jahr mit 
positiven Gefühlen, immerhin sind unter ihrer 
Ägide bereits drei Projekte ins Leben gerufen 
worden: der Kinderbauerngarten in Zusam-
menarbeit mit dem Ev. Kindertagesheim Stift-
straße; die ehrenamtliche Mitarbeit von Stifts-
BewohnerInnen im Schorsch (ehemals Haus 
der Jugend); eine Strickaktion mit einer Desi-
gnerin aus der Langen Reihe. Alles ist gut 
angenommen worden und nun hofft Bettina 
Bohne, dass die Projekte im Laufe der näch-
sten Jahre noch ausgebaut werden und es 
auch noch reichlich Gelegenheiten gibt, viel-

leicht mit anderen Einrichtungen in Kontakt 
zu kommen. Ihr ist es sehr wichtig, dass etwas 
in Bewegung kommt und dass die Amalie 
Sieveking-Stiftung nicht nur im Stadtteil 
immer bekannter wird. Es gibt noch viel zu 
tun. Ein Teil der Gebäude in der Brenner-
straße, Stift- und Minenstraße konnte saniert 
und modernisiert werden. Nun heißt es, Geld 
für die weiteren Sanierungen einzuwerben. 
Sie freut sich über die Herzlichkeit der Bewoh-
nerInnen und ist positiv überrascht, wie hoch 
die Teilnahme an den Festen ist und wie häu-
fig auch Unterstützung bei der Festvorberei-
tung angeboten wird. Es gibt natürlich auch 
Schwierigkeiten, eine davon ist, alles unter 
einen Hut zu bringen, aber das sieht sie als 
ständige Herausforderung an. Die Öffentlich-
keitsarbeit ist einer ihrer Schwerpunkte, und 
auch in Zukunft möchte sie mittendrin blei-
ben in St. Georg und damit den „Standort“ 

sichern. Sie möchte also auch als 14. Vorste-
herin die Geschichte der Stiftung mit gestal-
ten, auf das es so weiter gehen kann, wie die 
letzten 178 Jahre. Kontakt gibt es unter Tel. 24 
63 33 oder im Netz über die Website www.
sieveking-stiftung.de. (Karla Fischer) 

Frau Bettina Bohne
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Jugendgruppenleiterschulung
Wer in einem Verein mitarbeitet, eine Gruppe 
leitet oder geleitet hat, weiß um den Spaß, 
aber auch die Verantwortung, wenn man mit 
Kindern und Jugendlichen unterwegs ist. 
Eine Jugendgruppenleiterschulung ist eine 
gute Grundlage, um in diese Arbeit einzustei-
gen, kann aber auch erfahrenen Gruppenlei-
terInnen neue Ideen und Impulse geben. 
Während der Schulung setzen wir uns sowohl 
theoretisch als auch praktisch mit den grund-
legenden, für JugendgruppenleiterInnen 
bedeutsamen Themen auseinander. Dazu 
gehören u. a. Leitungsstile und Teamarbeit, 
Kommunikation, Motivation und Rechtsfra-
gen.
Los geht‘s am 11.4. um 10 Uhr im „Alster-
blick“ des CVJM, An der Alster 40. Weitere 
Termine: 13./20./27.4., 4./11./18.5., jeweils 

von 18 bis 21 Uhr, sowie 
ein gemeinsames 
Wochenende vom 7. bis 
9.5. 
Die Teilnahmegebühr für 
alles inkl. Verpflegung 
beträgt 25 Euro für Mit-
glieder des CVJM und Mit-
arbeiterInnen eines Trä-
gers im Landesjugendring 
Hamburg. Für alle ande-
ren kostet der Kurs 100 
Euro (Vergünstigung nur 
nach Absprache). Infos 
und Anmeldung bei 
Gwen Schwethelm: Tel. 28 
40 95 14, Email schwet-
helm@cvjm-hamburg.de. (CVJM Hamburg) 

Offen für alle – geschlossen gegen Rechtsextremismus
Die NPD veranstaltet einen Info-Stand in 
Blankenese, eine Lehrerin ist konfrontiert mit 
einem rechtsextrem orientierten Schüler, ein 
Trainer äußert sich rassistisch im Verein – das 
Thema Rechtsextremismus ist allgegenwär-

tig!  In Hamburg gibt es eine Zivilgesellschaft, 
die sich gegen Rechtsextremismus wehrt, 
von Stadtteilinitiativen über Antifagruppen 
bis zu breiten Bündnissen, in denen Vertrete-
rInnen der Kirchen, der Gewerkschaften und 
der Jugendverbände beteiligt sind. Doch 
nicht immer wissen die Betroffenen oben 
skizzierter und ähnlicher Vorkommnisse, was 
gegen die Aktivitäten der extremen Rechten 
unternommen werden kann, es mangelt an 

Ressourcen oder Ver-
bündeten, die Betrof-
fenen sind verunsi-
chert oder fühlen 
sich allein gelassen.
Das Mobile Bera-
tungsteam Hamburg 
bietet deshalb kurz-
fristig, unbürokra-
tisch und kostenlos Unterstützung gegen 
Rechtsextremismus. Egal, ob es um eine indi-
viduelle Fallberatung, Recherche, einen Vor-
trag, die Meldung rechtsextremer Vorfälle 
oder öffentliche Auftritte der Neo-Nazis geht 
– Kontakt wie eventuelle Beratung gesche-
hen auf freiwilliger und vertraulicher Basis. 
Bei Bedarf können weitere ExpertInnen hin-
zugezogen werden. 
Die MitarbeiterInnen des Beratungsteams 
stehen in Verbindung mit verschiedenen Ini-
tiativen und Institutionen, die im Bereich 
Engagement gegen den Rechtsextremismus 
aktiv sind. Hinweise und Anfragen nimmt die 
Koordinierungsstelle telefonisch unter 42 
863-36 25 oder per Mail bnw-hamburg@
lawaetz.de entgegen.

Das Mobile Beratungsteam Hamburg will zur 
Vernetzung und Kooperation der unter-
schiedlichen AkteurInnen beitragen, die sich 

mit den Themen Rechtsextremismus, Frem-
denfeindlichkeit und Antisemitismus beschäf-
tigen. Auch zur allgemeinen Information oder 
für Veranstaltungen kann das Mobile Bera-
tungsteam angesprochen werden. 
(Mobiles Beratungsteam) 

CVJM Jugendgruppe



6 Der lachende Drache Februar/März 2010

Junge Mädchen und Frauen 
auf den Straßen St. Georgs.

Ein Artikel in der taz hamburg vor über 20 
Jahren beschreibt die Situation der Straßen-
prostitution in St. Georg und liest sich auch 
heute fast so, als wäre er aktuell.  Minder-
jährige Mädchen waren auf dem Straßen-
strich deutlich erkennbar. Die Boulevard 
Presse beschrieb die Situation mit der Über-
schrift „Babystrich St. Georg“. Die CDU nahm 
das zum Alass, die Aufhebung der geschlos-
senen Heimunterbringung in Hamburg 
anzugreifen. Bereits damals war die Ant-
wort der Stadt auf die Verhältnisse auf den 
Straßen St. Georgs die Verhängung von 
Bußgeldern auf Grundlage der in St. Georg 
verbotenen Straßenprostitution. Doch die 
Mädchen blieben und längst überfällige 
Themen wurden aufgegriffen und diskutiert 
Themen wie häusliche Gewalt gegen 
Frauen, sexualisierte Gewalt in den Fami-
lien, die schwarze Pädagogik in der Heimer-
ziehung, die Illegalisierung von Heroin und 
Kokain machten die  Runde. Mit dem Hinse-
hen kamen auch die Forderungen nach 
Angeboten, die sich an der Lebensrealität 
und den Problemlagen der betroffenen 
Menschen orientierten. Soziale Arbeit fing 
an, die Menschen da abzuholen, wo sie 
waren. Seitdem sind niedrigschwellige 
Angebote nicht nur in der Sozialarbeit 
bekannt und ein Ausdruck dafür, dass Men-
schen einfache Zugänge zu notwendigen 
Angeboten brauchen.

Das Thema  der Zuhälterei ist Mitte der 80er 
Jahre hoch aktuell. Kaum eines der Mäd-
chen, das nicht Kontakt zu einem Mann hat, 
für den sie „arbeitet“, und der sie dafür 
„liebt“. Tolle Klamotten, Geld und einen 
Freund, der gut aussieht, das sind die 
Lebensziele der Mädchen, wie im taz Artikel 
1987 zu lesen ist. Es ist für viele Mädchen 
auch eine Befreiung aus Enge und Bevor-
mundung. Mädchen im öffentlichen Raum, 
die anschaffen gehen wurden und werden  
nach wie vor als eine gesellschaftliche „Pro-
vokation“ gesehen. Diese „Provokation“ 
auszuhalten, fällt der Gesellschaft leichter, 
wenn die Mädchen zu Opfern der Verhält-
nisse erklärt werden. Sie werden auch heute 
noch nicht als selbständige Protagonis-
tinnen mit Unterstützungsangeboten in 
ihrer Eigenständigkeit gefördert.

Erst Drogen, dann Prostitu-
tion ?
Illegale Drogen nahmen bei den jungen 
Frauen, die in diesen Jahren ins Cafe Sperr-
gebiet kamen, einen enorm großen Raum 
ein. Heroin, Kokain, danach Crack 
bestimmten den Lebensalltag der jungen 
Frauen und mussten durch die Prostitution 
finanziert werden. Die mit der Drogenab-
hängigkeit verbundenen gesundheitlichen 
und sozialen Folgeerscheinungen führten 
dazu, die Angebote im Cafe Sperrgebiet  in 
Richtung Grundversorgung, Notfallhilfe etc. 
zu verschieben: Bevor eine andere Lebens-
perspektive in Sicht war, brauchte es Nah-

rung, Schlaf, eben die 
Erfüllung der Grund-
bedürfnisse, die jeden 
Menschen am Leben 
halten.  In Fachdis-
kursen tauchte immer 
wieder die Frage auf, 
was  zuerst da war: Die 
Droge oder die Prosti-
tution?

In der praktischen All-
tagsarbeit war die 
Droge das dominante 
Thema. Der erste Weg 
daraus führte immer 
über die Entgiftung. 
Das war  recht schwie-
rig. Es gab zu wenig 

Plätze und zu lange Wartezeiten. Besser 
wurde es,  als mit der Droge Crack die 
Sofortaufnahme der Mädchen in die Entgif-
tung möglich wurde und wir dank unserer 
Ärztin eine ausgesprochen gute Vernetzung 
mit den Kliniken hatten.
Die kreativen, begleitenden Angebote im 
offenen Bereich des Cafe Sperrgebiet waren 
von dieser Klientel  gerne gesehen, konnten 
aber von den Mädchen und Frauen nicht 
richtig angenommen werden, weil ihre kör-
perliche Verfassung einfach zu schlecht war. 
Behördenbegleitungen  fanden ausgespro-
chen spontan statt und fielen ebenso oft 
aus, weil die Frauen nicht in der Lage waren, 
einen Ämtergang durchzustehen. Ausflüge 
waren gewünscht, aber aus den bereits 
genannten Gründen, war die aktive Teil-
nahme daran kaum möglich. 
Vor diesem Hintergrund war die Prostitu-
tion  stets im Kontext mit Drogenbeschaf-
fung und den Folgen ein Thema und alle 
Bemühungen richteten sich darauf, die 
Mädchen und Frauen von der Droge abzu-
bringen und nicht mehr Anschaffen zu 
gehen. 
Welche Bedeutung Prostitution für die Mäd-
chen und Frauen hatte und warum nicht 
alle Frauen damit aufhörten, wenn sie z.B. 
substituiert waren, konnten wir erst nach 
und nach wieder erkennen. Die viel 
gestellte Frage, was zuerst da war, Droge 
oder Prostitution wurde 2003 durch die 
Auswertung von Interviews von den Betrof-

Wider die guten Sitten…..

Die Arbeitsgruppe „Wohin geht St. Georg?“ der Sozialen und Pädagogischen Initiative St. Georg (SOPI) - ein 
Zusammenschluss von sozialen, pädagogischen, schulischen, kulturellen, gesundheitsorientierten Einrichtungen, 
dem Einwohnerverein St. Georg von 1987 e.V. u.a., trifft sich seit über 20 Jahren einmal im Monat- stellt in loser 
Folge Artikel zu Themen zusammen, die thematisch in der SOPI an- und besprochen wurden.

SOPI-Beilage
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fenen beantwortet. In den Interviews 
wurde sichtbar, dass Heroinkonsumen-
tinnen der früheren Zeit ihre Drogen mit 
der Prostitution finanzierten,  während die 
jungen Crackkonsumentinnen der jüngsten 
Zeit zuerst angeschafft hatten und erst 
dann mit den Drogen anfingen. Damit 
wurde auch klar, dass Prostitution im Ver-
hältnis Drogen und Prostitution neu 
bestimmt und ein eigenständiges Thema 
sein muss.

Prostitution ist ein Lang-
zeitthema
Die Mädchen, die trotz der Verdrängungs-
maßnehmen und der Veränderungen im 
Stadtteil „nachkommen“, sind so unauffäl-
lig, dass sie sich kaum von anderen in ihrem 
Alter unterscheiden. Sie stehen nicht mehr 
auf der Straße, weil das der Polizei sofort 
auffallen würde. Sie kommen direkt in die 
Anlauf- und Beratungsstelle Sperrgebiet 
oder halten sich an anderen Orten in und 
außerhalb St. Georg auf.  Für viele von 
ihnen ist die Hauptdroge Alkohol, dazu fin-
det sich Cannabis, Extasy, manchmal auch 
Kokain oder Heroin vom Blech geraucht. 
Schmerz-, Beruhigungsmittel und auch Psy-
chopharmaka kennen die meisten aus eige-
ner Erfahrung.
Und es gibt auch sie wieder: Die älteren 
männlichen Freunde, Zuhälter, auch gerne 
als lover boys bezeichnet, die sich um sie 
kümmern. In die sich die Mädchen verlie-
ben und dann auch schon mal eine Brust-
vergrößerung bekommen, die er bezahlt –  
danach muss sie die Kosten dafür 
abarbeiten! So entstandene Abhängig-
keiten sind groß und da heraus zu kommen 
ist nicht einfach. Orte der Prostitution für 
diese jungen Frauen sind  private Bereiche 
(besonders, wenn sie noch minderjährig 
sind) und geschlossene Bereiche, wie Sex-
kinos, Clubs, Wohnungen. Mit diesen Ver-
änderungen ist der sogenannte „Baby-
strich“ in die gesamte Stadt gekommen. 
Drogenkonsumierende Mädchen und 
Frauen, die sich prostituieren, sieht man 
nach wie vor in den Straßen St. Georgs.  
Durch die Veränderungen im Stadtteil sind 
sie jedoch massiv verdrängt worden. Sie 
fallen  kaum mehr auf.
Gründe dafür gibt es viele:
… Es gibt kaum noch Stundenhotels, Min-
derjährige können dort gar nicht mehr rein
… Das Drogenproblem ist an den Rand, 
bzw. in andere Stadtteile gedrängt
… Es gibt kaum noch einen Platz, an dem 
„Besonders auffällige Personen – BaP“ 
geduldet werden
… Die Polizei verhängt regelmäßig Buß-
gelder wegen Straßenprostitution
… Minderjährige werden von der Polizei 

sofort aufgegriffen und dem zuständigen 
ASD gemeldet
… Es gibt keinen Wohnraum mehr für 
Menschen mit wenig Geld
… Die Sittenwidrigkeit ist mit dem Prosti-
tutionsgesetz abgeschafft, danach ist die 
Altersschutzgrenze von 16 Jahren auf 18 
Jahre (§182, Sexueller Missbrauch von 
Jugendlichen) heraufgesetzt worden
Die Heraufsetzung der Altersschutzgrenze 
auf 18 Jahre darf für Mädchen jedoch nicht 
dazu führen, dass sie von Beratungsange-
boten für Prostituierte ausgeschlossen wer-

den. Was nicht sein darf, sollte nicht dazu 
führen, dass sie es noch schwerer haben, 
wenn sie als Minderjährige anschaffen 
gehen. Nur mit Offenheit können diese 
Mädchen erreicht werden, bevor sie völlig 
ins Milieu eintauchen. Denn auch mit dem 
Prostitutionsgesetz hat die Stigmatisierung 
von Prostituierten nicht aufgehört. Beson-
ders die weibliche Prostitution hat eine 
starke moralische Wertung. Sexarbeit als 
Form von Lohnarbeit wird nach wie vor als 
etwas Anderes / Fremdes konstruiert. Sach-
liche Aufklärung, z.B. im Rahmen von 
Berufsberatung bereits bei Jugendlichen 
wird als gefährlich, quasi als Einstiegsauf-
forderung in die Sexarbeit gesehen. Doch 
führen Verbote nicht zwangsläufig zum 
Erfolg und wenn Erfolg damit definiert ist, 
zu verhindern, dass junge Frauen in die 
Prostitution einsteigen, dann kann das bes-
ser mit einer guten Präventionsarbeit 
geschehen. Und wenn wir etwas gegen die 
sexuelle Ausbeutung tun wollen, dann hilft 
auch hier nicht Schweigen, denn Schwei-
gen heißt hinnehmen. Dann brauchen wir 
attraktive und konkrete Angebote, die für 

die Frauen eine tatsächliche Verbesserung 
ihrer Lebenssituation beinhalten.
Die Anlauf- und Beratungsstelle bleibt von 
Bedeutung, weil St. Georg zentral zu errei-
chen ist, weil viele Menschen hier anonym 
sein können und weil St. Georg Schmerz 
gewohnt ist und die Menschen hier mit den 
unterschiedlichsten Problemlagen Raum 
haben. Nicht zuletzt ist das Thema Prostitu-
tion hier immer noch sesshaft, auch wenn 
die Frauen und die Gewohnheiten wech-
seln.

Entwicklung zur Eigenstän-
digkeit
Unsere Angebote werden wieder vielfäl-
tiger. Wir gehen mit ihnen ins Kino, ermög-
lichen ihnen zu reiten, sie machen Erfah-
rungen in einem Hochseilgarten oder 
lernen die Ostsee kennen. Aber wir beglei-
ten sie auch bei ihren ARGE Anträgen und 
unterstützen sie in ihren Rechten. Es geht 
immer darum, dass sie ihre persönlichen 
Möglichkeiten erweitern und ihren Weg in 
die Eigenständigkeit finden. Es gibt heute 
wieder eine Wohnung im Quartier für eine 
junge Frau, die damit die Möglichkeit hat, 
etwas Eigenes zu entwickeln. Weitere Woh-
nungen sind geplant, denn auch für diese 
Mädchen ist die zentrale Lage sehr attrak-
tiv.

Anke Mohnert, Sperrgebiet
Rostocker Str. 4, 20099 Hamburg
Tel.:040 -24 66 24
mailto: mohnert@diakonie-hamburg.de
www.sperrgebiet-hamburg.de

SOPI-Beilage
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Beschaffungsprostitution in St. Georg

SOPI-Beilage

Aktuelle stadtteilpolitische 
Entwicklungen und die 
Auswirkungen auf die Le-
benssituation von drogen-
gebrauchenden, sich pro-
stituierenden Frauen

Der Stadtteil St. Georg ist von jeher durch 
Gegensätze geprägt – als Teil der Prostitu-
tion hat auch die Beschaffungsprostitution 
eine lange Geschichte in St. Georg und für 
Beschaffungsprostituierte ist der Statdtteil 
seit langem Lebens- und Arbeitsort. Wenn-
gleich ein vager, wissenschaftlich unzurei-
chend definierter Begriff, wird unter 
Beschaffungsprostitution die Finanzierung 
des Drogenerwerbs mittels Sexarbeit ver-
standen. Dabei ergibt sich häufig ein „Teu-
felskreis“ für die betroffenen Frauen:

Fehlende finanzielle Mittel zur Drogenbe-
schaffung machen die Prostitution erfor-
derlich und die Ausübung der Prostitution 
wiederum wird häufig durch den Drogen-
einfluss erst erträglich. Erschwerend für die 
Lebenswelt der Frauen wirken sich gesetz-
liche Bestimmungen aus – St. Georg ist seit 
1980 Sperrgebiet und die Prostitution als 
Ordnungswidrichkeit verboten. 

In Verbindung mit der drogenpolitischen 
Gesetzgebung und daraus folgenden Ille-
galität der von den Frauen in der Beschaf-
fungsprostitution konsumierten Substan-
zen ergibt sich eine Doppelstigmatisierung. 
Diese ist geprägt durch hohen Repressions- 
und polizeilichen Verfolgungsdruck. Aktu-
elle stadtteilpolitische Entwicklungen, die 
mit den Begriff der Gentrifizierung verbun-
den sind, haben zudem einen erheblichen 
Einfluss auch auf die Lebenssituation der 
Frauen in der Beschaffungsprostitution: Die 
starke Veränderung des Stadtteils - ehemals 
war St. Georg eher unbeliebte Wohnge-
gend – hin zu einem Szeneviertel ist u.a. 
gekennzeichnet durch Sanierung von 
Wohnraum und Mietpreissteigerungen. 
Dies bedingt die Neuansiedlung einkom-
mensstarker Bevölkerungsgrupen mit 
deren Infrastruktur und im Gegenzug eine 
zunehmende Verdrängung der alteingeses-
senen Bevölkerungsgruppen, zu denen 
auch die Frauen in der Beschaffungsprosti-
tution gehören. Insofern ergibt sich für die 
Lebensrealität der drogengebrauchenden, 
sich prostituierenden Frauen eine Situation 
im Stadtteil, die zunehmend von enormem 
Druck bestimmt ist. Da aber auch diese 
Bevölkerungsgruppe zum Stadtteil gehört 

und ergo ein Recht auf ein menschenwür-
diges Leben in St. Georg hat, sollen im Fol-
genden die komplexen Lebensumstände 
der Frauen in der Beschaffungsprostitution 
näher beschrieben und in einem zweiten 
Schritt an einem Fallbeispiel transparent 
gemacht werden.

Lebenswelt
Beschaffungsprostitution
Die biographischen Hintergründe der 
Frauen in der Beschaffungsprostitution 
sind so vielfältig wie ihre Problemlagen. 
Grundsätzlich sind die Lebensumstände 
der Frauen als Armutsproblematik zu 
beschreiben: Wohnungs- und Obdachlosig-
keit, fehlende finanzielle Ressourcen, feh-
lendes legales Einkommen und fehlende 
Krankenversicherung sind nur einzelne Bei-
spiele an denen sich diese Armut festma-
chen lässt. 
Damit eng verbunden ist eine gesundheit-
lich destabile Verfassung: Ein Leben in 
Armut, Wohnungslosigkeit und Illegalität 
führt direkt zu einer extremen Verelendung 
der Frauen. Oftmals verkannt, stellt die 
Substanz der Droge eine relativ geringe 
Einflussgröße in diesem Prozess dar: viel-
mehr ist es vorrangig die Illegalität, die 
erhebliche negative Konsequenzen nach 
sich zieht: Die schlechte Qualität der konsu-
mierten Stoffe ist bedingt durch den 
Schwarzmarkt und fehlende Qualitätskon-
trollen. Risiken wie chronische Erkran-
kungen – Hepatitis und HIV-Infektionen – 
ergeben sich nicht durch die Substanzen, 
sondern resultieren aus riskanten Konsum-
bedingungen. 
Diesen riskanten Konsumbedingungen – 
wie gemeinsamer Spritzengebrauch, Kon-
sum unter hygienisch problematischen 
Bedingungen, Konsum unter Verfolgungs-
druck – kann wiederum nur durch den 
freien Zugang zu Konsumräumen und die 
damit verbundene Sicherstellung von sau-
berem Spritzbesteck wie auch Ruhe und 
Schutz – entgegengewirkt werden. 

Der polizeiliche Druck und die derzeit in St. 
Georg zu beobachtende Zunahme der 
Repression und polizeilicher Kontrollen wir-
ken sich gerade hinsichtlich des Zugangs 
zu den Konsumräumen in Hilfeeinrich-
tungen äußerst kontraproduktiv aus. Inso-
fern verschärfen die aktuellen Entwick-
lungen im Stadtteil die Probleme der 
Frauen auch in gesundheitlicher Hinsicht 
und erhöhen dabei die Risiken von chro-
nischer Erkrankung, Überdosis und Dro-

gentodesfällen. 
Im Kontext des Drogenkonsums stellt die 
Sexarbeit die wichtigste Einnahmequelle 
der überwiegend mittellosen Frauen dar. 
Dabei ist der Arbeitsort der Frauen in der 
Beschaffungsprostitution in St. Georg der 
Straßenstrich. Auch hinsichtlich ihrer Arbeit 
sind die Frauen erheblichen Risiken ausge-
setzt, die sich aus der Illegalität – bedingt 
durch Drogengesetzgebung und Sperrbe-
zirksverordnung – ergeben: Polizeiliche 
Kontrollen führen gemäß der Sperrbezirks-
verordnung häufig zur Verhängung von 
Bußgeldern – aufgrund der Drogengesetz-
gebung zu Platzverweisen, Aufenthaltsver-
boten, Ingewahrsamnahmen bis hin zu 
Inhaftierungen. 
Die Angst vor der Repression durch die Plo-
lizei führt dazu, dass sich die Frauen schnel-
ler auf riskante Wünsche der Freier einlas-
sen – unsafe Sexualpraktiken, gewältätige 
Übergriffe und Vergewaltigungen durch 
Freier sind Risiken der Arbeit der Frauen auf 
dem Straßenstrich. So ist das bestimmende 
Lebensgefühl der Frauen in der Beschaf-
fungsprostitution die Angst: Angst, keine 
Drogen zu haben, Angst vor der Polizei, 
Angst vor übergriffigen Freiern. Und auch 
hier schließt sich die Spirale der Doppel-
stigmatisierung: Die wie oben beschrieben 
durch ihre Lebensumstände gesundheitlich 
belasteten Frauen riskieren aufgrund der 
Arbeitsbedingungen auf dem Straßenstrich 
im Sperrgebiet eine weitere Verschlechte-
rung ihres Gesundheitszustandes. Die ver-
gleichsweise schlechte gesundheitliche 
Verfassung potenziert das Risiko von beruf-
bedingten Erkrankungen wie STIs (sexuell 
übertragbare Infektionen).

Fiktiv und doch real – der 
Alltag
Der Alltag der drogengebrauchenden, sich 
prostituierden Frau ist geprägt von dem 
Erwerb und Konsum der Droge, verbunden 
mit dem Druck, das Geld für diese verdie-
nen zu müssen: Hieraus ergeben sich auch 
ihre  Arbeitszeiten. Da viele Freier nachts 
unterwegs sind, ist die Nacht auch die 
Hauptarbeitszeit. Dies führt nicht selten 
dazu, dass die Frau kaum Schlaf  findet. 
Wenn die Frau aufgrund von Wohnungslo-
sigkeit keinen festen Schlafplatz hat und in 
Hilfeeinrichtungen, bei Freunden oder Frei-
ern unterkommen muss, kann eine Nacht 
sehr lang werden. Daraus ergibt sich häu-
fig, dass die Frau  erschöpft in einem 
Hauseingang einschläft. 
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Ob sie nun im Warmen aufwacht oder nicht 
- nach mehreren Stunden Schlaf ist der 
Suchtdruck in der Regel enorm groß. Wenn 
kein Geld zum Erwerb der Drogen vorhan-
den ist, muss sich die Frau zwangsläufig auf 
die Suche nach einem Freier begeben. In 
entzügigem Zustand einen Freier zu 
suchen, stellt eine große Gefahr für die Frau 
dar. Der Suchtdruck überwiegt häufig das 
eigene Schutzgefühl und diese Zwangslage 
kann von Freiern ausgenutzt werden. Die 
Gefahr, zum Weglassen des Kondoms über-
redet, zu nicht vereinbarten Sexualprak-
tiken gezwungen oder Opfer von Gewalt 
zu werden, ist dabei immens groß. Außer-
dem ist die Frau grundsätzlich dem Risiko 
ausgesetzt, nicht den vereinbarten Preis 
oder gar keine Bezahlung für die Leistung 
zu erhalten.

Die Angst spielt also bei der täglichen 
Arbeit der Frau in der Beschaffungsprosti-
tution eine große Rolle.
Durch die Sperrbezirksverordnung in St. 
Georg ist es häufig erschwert, überhaupt 
einen Kunden zu finden. Viele Freier mei-
den inzwischen das Viertel, denn auch sie 
werden polizeilich kontrolliert. Die Angst, 
dass die Familienangehörigen, Bekannten 
oder Freunde herausfinden könnten, wo sie 
sich aufhalten, ist bei nicht wenigen Freiern 
vorhanden. Auch der Ort „des Geschehens“ 
spielt eine entscheidende Rolle im Rahmen 
des Risikos, das eine Frau in der Beschaf-
fungsprostitution eingeht:  Es gibt in eini-
gen Hotels in der Gegend die Möglichkeit, 
ein Zimmer stundenweise zu mieten. Die 
Bezahlung obliegt meist dem Freier und 
dies ist seinerseits nicht immer erwünscht: 
So ist dann nicht selten das Auto der Ort 
der Wahl auf dem Straßenstrich. Dies ist ein 
gefährlicher Arbeitsplatz für die Frau, denn 
wenn sie sich bedroht fühlt, ist eine Flucht 
aus der Situation nur schwer möglich.  Die 
Frau ist stets dem Risiko ausgesetzt, dass 
der Freier an einen einsamen Ort fährt, an 
dem ihm die Frau schutzlos ausgeliefert ist.
Wenn die Frau Geld verdient hat, ist das Ziel 
vorrangig der Erwerb der Droge: 

In der Situation des Kaufs muss aufgrund 
der Illegalität alles schnell und unauffällig 
ablaufen und es bleibt keine Zeit für bei-
spielsweise die Überprüfung der noch ver-
packten Substanz. Der Kauf von extrem 
gestreckten und/oder minderwertigen, 
immens gesundheitsschädlichen Substan-
zen ist häufig die Folge. So ist es auch jedes 
Mal wieder schwierig, die richtige Dosie-
rung der Substanz zu finden. Das Risiko von 
Überdosierungen ist extrem hoch.
Wenn die Frau die Drogen erworben hat, 
stellt sich die Frage nach einem geschützten 
und sicheren Rahmen für den Konsum. Auf 

der Straße besteht mit dem Stoff in der 
Tasche immer die Gefahr, von (Zivil-)Poli-
zisten aufgegriffen zu werden. Das führt 
häufig dazu, dass die Frau  mitgenommen, 
ein Platz- oder Aufenthaltsverbot erteilt 
oder ihr der gerade erworbene Stoff abge-
nommen wird. Daraus ergibt sich wiede-
rum, dass der Weg zu einem geschützten, 
ruhigen Ort – wie einem Konsumraum - 
kurz und frei von Kontrollen sein sollte. 

Ist die Polizeipräsenz hoch oder die Kon-
sumräume haben geschlossen, kommt es 
zu dem äußerst riskanten Gebrauch der 
Drogen beispielsweise in Privatwohnungen 
oder Hauseingängen, wo keinerlei mediz-
nische Hilfen zur Verfügung stehen. Wenn 
kein sauberes Spritzbesteck vorhanden ist, 
entsteht die Problematik des „needle sha-
ring“ und es werden bereits benutzte Sprit-
zen wiederverwendet. Dies bedeutet eine 
große gesundheitliche Gefahr für die Frau 
und birgt das Risiko, sich schlimmstenfalls 
mit HIV oder Hepatitis zu infizieren. In Kon-
sumräumen hingegen werden frische Sprit-
zen zum Konsum ausgegeben, Spritzen-
tausch angeboten und medizinisch 
geschultes Personal ist anwesend, um 
genau diesem Risiko entgegenzuwirken.

Die täglichen Herausforderungen und der 
hohe Preis, der für Drogen bezahlt werden 
muss, führen häufig dazu, dass Ernährung, 
Ruhe und Schlaf für die Frau zu kurz kom-
men. Aus der Wechselwirkung von Kon-
sum, unzulänglichen Hygienebedingungen 
im Konsumkontext sowie erschwerten 
Lebensbedingungen durch unregelmäßige 
Schlaf- und Essenszeiten resultiert die 
Gefahr der körperlichen Verelendung und 
Krankheit. Wenn die Frau nicht krankenver-
sichert ist, so sind soziale Einrichtungen, 
die eine ärztliche Notversorgung gewähr-
leisten, überlebenswichtig. Die Zeit sich im 
Rahmen einer Erkrankung zu erholen und 

zu genesen, kann sich die Frau wiederum 
im seltensten Fall gestatten.

So wird letztendlich deutlich, dass das 
Leben der Frau in der Beschaffungsprosti-
tution ein täglicher Überlebenskampf ist.
In dem vorliegenden Artikel konnte u. a. 
gezeigt werden, dass die derzeitigen stadt-
teilpolitischen Entwicklungen eine zuneh-
mende Verdrängung, Stigmatisierung und 
Verelendung der Frauen in der Beschaf-
fungsprostitution zur Folge haben. Eine 
Politik der „Inneren Sicherheit“, die mittels 
Schaffung von Feindbildern an die alltäg-
lichen Ängste der Bevölkerung appelliert, 
zeigt sich gesamtgesellschaftlich im Großen 
wie im Kleinen am Beispiel St. Georg. Diese 
Politik führt zu einer Entsolidarisierung und 
Vereinzelung des Individuums auch im 
Stadtteil St. Georg. Statt für die Verbesse-
rung der Lebensbedingungen aller Bevöl-
kerungsgruppen einzutreten, wird eine 
Politik gefördert, die auf wirtschaftliche 
Verwertbarkeit ausgerichtet ist. Insofern 
betrifft die derzeitige Stadtteilpolitik nicht 
nur „soziale Randgruppen“, sondern letzt-
lich alle BürgerInnen in St. Georg. Wir treten 
daher ein für Akzeptanz, Anerkennung und 
ein menschwürdiges Leben in Vielfalt 
gegen Kriminalisierung, Ausgrenzung und 
Repression. 

„Es scheint als hätten wir nicht nur ein Dro-
genproblem, sondern auch ein massives 
Drogenpolitikproblem, das nur wenige als 
solches begreifen: Glaubwürdigkeit, Ver-
trauen, Gleichbehandlung und Verbrau-
cherschutz kann man von dieser „Kontroll-
konstruktion“ nicht erwarten, eher 
Symbol- und willfährige Ausgrenzungspoli-
tik“ (Stöver 2009). rag.
Stöver, Heino: Die Kosten der Prohibition. 
Sozial- und gesundheitspolitische Aspekte. 
In: Konturen. 2009
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Zur Entstehung der Projektidee einer Drei-
feldsporthalle für St. Georg
Die allermeisten St. GeorgerInnen erfreuen 
sich am Lohmühlenpark, der vor einigen Jah-
ren unter Federführung von Prof. Hans Thal-
gott in der heute noch vorzufindenden Form 
umgestaltet wurde. Der zweite Abschnitt des 
Lohmühlenparks, die Verlängerung der Park-
landschaft vom Steindamm bis zum Berliner 
Tor, ging 2009 in die Planungsphase.
In diesem Zusammenhang wurde von den 
Schulen, der Hochschule für Angewandte 
Wissenschaften (HAW), den Sportvereinen, 
dem Stadtteilbeirat und Privaten der akute 
Mangel an Sporthallen in St. Georg als Pro-
grammpunkt für den Berliner Tor-Grünzug 
eingebracht. Von den Planern des Parks, Prof. 
Hans Thalgott und arbos-Landschaftsarchi-
tekten, wurde geprüft, ob in der Fläche des 
zukünftigen (erweiterten) Lohmühlenparks 
eine Sporthalle untergebracht werden kann. 
Der zur Verfügung stehende Raum lässt an 
einer Stelle den Bau einer Einfeldsporthalle 
zu, ohne dass der Park dadurch eingeengt 
würde. Allerdings genügt das nicht, um den 
Mangel an Sporthallenflächen auszuglei-
chen. Deswegen wurde untersucht ob unab-

hängig vom Parkprojekt in der Nachbarschaft 
eine Alternative aufgezeigt werden kann, ins-
besondere auf dem Gelände der Kloster-
schule, die besonders unter dem Mangel an 
Sporthallenfläche leidet. Dieses Grundstück 
erlaubt in der Tat den Bau einer Dreifeldsport-
halle, womit der bisher bekannte Bedarf im 
Stadtteil abgedeckt werden könnte.
Im März 2009 stellte Prof. Thalgott dem Direk-
torium der Klosterschule einen baulichen 
Konzeptentwurf vor, den er anschließend, 
zusammen mit einer überschlägigen Kosten-
schätzung der Lehrerkonferenz, dem Eltern-
rat, dem Denkmalschutzamt, dem Stadtteil-
beirat und im Fachamt Stadt- und 
Landschaftsplanung den TÖBs (Schulbe-
hörde, Direktorium Klosterschule, Elternrat, 
Sportamt, Sportinitiativen u.a.) vorgestellt 
hat. Das Konzept wurde sehr begrüßt und es 
wurde gefordert, eine Machbarkeitsstudie in 
Auftrag zu geben, um eine Klärung der bau-
rechtlichen, stadtplanerischen Aspekte, des 
finanziellen Aufwandes  und der Finanzie-
rungsmöglichkeiten bzw. Trägerschaften her-
beizuführen.
Im Vorfeld ist im Juli 2009 vom Fachamt 
Stadt- und Landschaftsplanung eine Bedarfs-

abfrage veranlasst worden, die von der Schul-
behörde und den Vereinen/Sportinitiativen, 
vertreten durch Frau Ursula Frerich (s. Titelbe-
richt im letzten „Lachenden Drachen“), im 
August 2009 beantwortet wurde. Daraus 
ergab sich sehr eindeutig der Bedarf für eine 
Dreifeldsporthalle, die sowohl von der Klo-
sterschule wie auch von den Stadtteilgrup-
pen in Anspruch genommen werden kann. 
Es war verabredet, im Anschluss an diese 
Bedarfabfrage gleich im September 2009 
eine Machbarkeitsstudie in Auftrag zu geben. 
Erst am 16. Februar 2010, also ein halbes 
Jahr später, hat der bezirkliche WS-Aus-
schuss beschlossen, genau drei Büros mit 
einer Dreifeldhallen-Machbarkeitsstudie zu 
beauftragen. Denn nur diese macht ange-
sichts der Bedarfe, aber auch der Nutzbar-
keit für bestimmte Spiele und Turniere etc. 
Sinn. Doch auch eine Zweifeldsporthalle - 
obzwar zu klein und nicht effektiv genug - 
soll auf ihre Machbarkeit hin geprüft wer-
den. Nach Aussagen verschiedener 
Beteiligter wird das zwar als überflüssig 
eingeschätzt, aber offenbar verbirgt sich 
dahinter irgendein finanziell-taktisches Kal-
kül des Bezirks. Nun denn! 

Dreifeldsporthalle für St. Georg

Kürzlich sind die Verhandlungen zwischen 
der Schulbehörde und der Elbvorort-Initative 
„wir wollen lernen“ (wwl) gescheitert. Das 
ständige Nachfordern der wwl-Vertreter hat 
diese Initiatoren des Bürgerbegehrens als 
reine Klientelpolitiker entlarvt. Stand zum 
Beispiel am Anfang der Verhandlungen das 
Elternwahlrecht noch ganz vorne in der Argu-
mentation der wwl, so heißt es jetzt auf ein-
mal, ein reines Elternwahlrecht sei ja doch 
nicht so gut, da es die gymnasialen Struk-
turen zerstöre. 
Hier geht es also nur noch darum, dass man 
unter sich bleibt, dass die Kinder bloß nicht 
zusammen mit Kindern anderer sozialer Her-
kunft allzu lange unterrichtet werden. 
Die in der letzten Zeit kursierenden „Kompro-
missvorschläge“ wie zum Beispiel ein teil-
weises Einführen der Primarschule hätte zu 
einem völligen Scheitern des Konzepts Pri-

marschule führen müssen. Wenn nur ein Teil 
der SchülerInnen nach Klasse 4 zusammen 
bliebe, wäre der Misserfolg vorprogrammiert. 
Da erscheint die von wwl geforderte Evalua-
tion dieses Scheiterns geradezu als zynisch.
Der jetzt wahrscheinlich bevorstehende 
Volksentscheid ist für viele Beteiligte eine 
Erleichterung, steht doch jetzt wieder das nur 
leicht veränderte, ursprüngliche Schulkon-
zept zur Debatte. Schulleitung und große 
Teile des Elternrates der Heinrich Wolgast 
Schule sind sich einig, dass die Primarschule 
nach St. Georg kommen muss. Schulleiterin 
Frau Demmin: „An der jetzigen Planung wird 
nichts geändert...“ Die Elternschaft unterstützt 
die Schule in dieser Entwicklung.
Im Sommer kommen dann bei der Volksab-
stimmung endlich alle Interessierten „zu 
Wort“ und es wird sich zeigen, dass die Mehr-
heit nicht für eine soziale Entmischung nach 

vier Jahren Grundschule, sondern für ein län-
geres gemeinsames Lernen eintritt. 
(Johannes Landwehr) 

Planungen zur Umsetzung der Schulreform laufen weiter!

Am 12. 2. hatte die Schulsenatorin alle Schul-
leiterInnen zu einem Info-Treffen eingeladen. 
Sie schilderte noch einmal den Verlauf und 
das Scheitern der Verhandlungen aus ihrer 
Sicht. Die Perspektive Volksentscheid war für 
die meisten der Anwesenden eine Erleichte-
rung und sie sind guten Mutes, dass dieser 

bei entsprechender Aufklärung und Einfüh-
rung eines Elternwahlrechts fürs Gymnasium 
sowie Abkoppelung der Hortfrage zu gewin-
nen sei. An der jetzigen Planung wird nichts 
geändert, d.h. wir entwickeln Raumkonzepte, 
das schulinterne Curriculum und den Kontin-
gentstundenplan wie gefordert. Die Senato-

rin erhielt am Ende ihrer Ausführungen minu-
tenlangen Applaus – so etwas habe ich noch 
nie erlebt! Ich persönlich werde alles mir 
mögliche tun, um die Primarschule (PS) zu 
erhalten! In der Hoffnung, dass alles gut geht, 
Ihre Petra Demmin. 

Betrifft: Primarschule
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Herausforderungen beherzt annehmen – das 
ist das Motto der Geschwister Andrea und 
Martin Scheib. Im August vergangenen Jah-
res haben sie den alteingesessenen Natur-
speiseladen von Rüdiger Foldt übernommen 
und tatkräftig renoviert. Martin Scheib war 
dort vorher acht Jahre lang als Angestellter 
tätig. Der Einstieg war nicht leicht, doch seit 
kurzem geht die Entwicklung des Geschäfts 
langsam bergauf, der Anteil an Stammkunde-
nInnen wächst. Diese sind wichtig, denn die 
veränderte Geschäftswelt in der Langen 

Reihe, auch durch den Wegzug von 
1000Töpfe, wirkt sich auf die Käuferschaft 
aus. Menschen, die früher regelmäßig in die 
Lange Reihe zum Einkaufen kamen, bleiben 
nun weg, da sie nicht mehr ihre besonderen 
Läden, sondern nur noch Cafés und Restau-
rants vorfinden. Doch den Geschwistern 
gelingt es, alte und neue KundInnen mit ihrer 
besonderen Produktpalette zu begeistern. 
Neben einem täglich wechselnden Angebot 
von frischen Snacks, Suppen, selbstgebacke-
nen Kuchen und Keksen findet man in „Mar-

tins Bioparadies“ auch verschiedene selbst 
gemischte und frisch geröstete Müslis sowie 
70 verschiedene Tee-Sorten! Außerdem pro-
bierenswert: scharfe Kerne, kandierter Ing-
wer, Trockenfrüchte, das frisch gebackene 
Holzbackofenbrot aus Natursauerteig (sehr 
lecker!) sowie eine Honigbar mit mindestens 
20 verschiedenen Honigsorten von Raps bis 
Urwald. Naschen unbedingt erwünscht! (I.B.)
„Martins Bioparadies“, Mo bis Fr 10 bis 20 Uhr, 
Sa 9 bis 17 Uhr 

Scharfe Kerne und vieles mehr in der Langen Reihe

Am 1. März 2005 brannte das Gebäude Lange 
Reihe 57, vorsätzliche Bandstiftung vertrieb 
damals die MieterInnen, teilweise noch por-
tugiesische BewohnerInnen aus der Anwer-
begeneration. Trotz klarer Beschlusslage des 
Stadtteilbeirats, das sanierungsfähige Haus 
wieder herzurichten und die Wohnungen 
den bisherigen MieterInnen zu den alten 
Konditionen anzubieten, haben sich Investor 
und Bezirk bekanntlich auf einen anderen 
Weg geeinigt: Die Bezirksparteien SPD, GAL 
und CDU stimmten dem Abriss und damit 

der Vernichtung günstiger Mietwohnungen 
zu und akzeptierten den Neubau eines 
Hauses mit teuren Eigentumswohnungen. 
Nicht zu vergessen, dass auf Betreiben der 
GAL die Fassade erhalten blieb. Aber dahin-
ter? In diesen Wochen wird der Neubau nun 
bezogen. An Stelle der beiden früheren, im 
Erdgeschoss untergebrachten, sehr 
geschätzten Läden (der kleine Käseladen 
sowie das – inzwischen weiter vorne in der 
Langen Reihe – neu eröffnete portugiesische 
Café) werden wir zwei Modeläden bekom-

men. „Marc O’Polo“ aus Schweden wird auf 
gut 170 qm seine „Young Fashion-Marke“ prä-
sentieren, daneben eröffnet demnächst auf 
ca. 80 qm das hamburgische Modeunterneh-
men Werkhaus. Der Brandgeruch soll inzwi-
schen vollständig verweht sein. Wie es sich 
damit bei den 42 anderen, von der Polizei 
zwischen 2004 und 2008 in St. Georg eindeu-
tig als Brandstiftungen klassifizierten Vor-
kommnissen verhält, war bis zum Redakti-
onsschluss nicht eindeutig zu klären. 

Bezug des Brandhauses

Als wenn wir nicht schon genug Hotels und 
Pensionen hätten (darunter das gerade aus-
gezeichnete mit dem wirklich einfaltsreichen 
Namen „The George“), immerhin 50 % aller 
Bettenkapazitäten lasten bereits auf unserem 
kleinen St. Georg, genehmigt der Bezirk 
immer noch eines und noch eines. Nach dem 
„Motel One“ am Steindamm (Deutschlands 
größter Motelabsteige) und dem einen oder 
anderen kleineren hat der zuständige Aus-
schuss Anfang Februar auch einer „Nutzungs-
änderung“ des Klockmann-Hauses (Steintor-
platz 3) zugestimmt. Hier entsteht zur 
Abwechslung mal eine Jugendherberge, 
wofür zusätzlich Gebäude am Steintorplatz 1, 

5 und 7 abgerissen werden sollen. Es handelt 
sich zwar nicht um ein weiteres Edel-Hotel, 
aber der immer weiter zunehmende Strom 
von TouristInnen, ob Jung oder Alt, wird den 
Druck auf das Nahversorgungsgewerbe und 
die Mieterschaft weiter erhöhen. Nebenbei 
sei die Frage gestellt, warum die Stadt nicht 
einer sinnigeren Nutzung für das Klockmann-
Haus zugestimmt hat? Wie viel Geld hätten 
wir SteuerzahlerInnen beispielsweise dadurch 
einsparen können, wenn das Bezirksamt 
Mitte vom Klosterwall an den Steintorplatz 
gezogen wäre, statt demnächst in die Hafen-
City? Alleine für die Mietkosten wird das 
Bezirksamt an „exquisiter Lage“ zukünftig drei 

Mio. Euro pro Jahr mehr zahlen müssen, von 
den Umzugskosten ganz abgesehen. Da wäre 
das Klockmann-Haus doch von anderer Güte, 
Zentralität und zu einem Bruchteil zu haben 
gewesen.  

Noch ‘ne Art Hotel

Baugrube am ehemaligen „Horrorhaus“



12 Der lachende Drache Februar/März 2010Wohnstandort St. Georg

Gut 2300 Unterschriften hatte der Einwoh-
nerverein unter der Unterschriftenliste 
„Gegen die Zerstörung der sozialen Struk-
turen in St. Georg“ bis Ende 2009 gesammelt. 
Am 2.12.2009 hatten wir allen Bürgerschafts-
parteien jeweils einen dicken Stapel der 
kopierten Unterschriftenlisten zugeschickt, 
der Erste Bürgermeister bekam sogar die Ori-
ginale. Wir hatten die CDU und die GAL, die 
SPD und die LINKE zugleich um eine schrift-
liche Reaktion gebeten, die von den Parteien 
dann teilweise erst nach wiederholtem Nach-
fragen, von Herrn v. Beust überhaupt nicht 
einging. Wir drucken die Statements nachfol-
gend ab. 
Darüber gab sich der Einwohnerverein am 3. 
Februar die Ehre, Vertreter der vier Bürger-
schaftsparteien auf einer Podiumsdiskussion 
zu begrüßen. Der Gemeindesaal war mit 40 
TeilnehmerInnen einigermaßen gut gefüllt. 
Position bezogen an diesem Abend die vier 
Abgeordneten, von denen auch die nachfol-
genden Statements stammen: Jörg Hamann 
(CDU) und Farid Müller (GAL) für die Senats-
parteien sowie Andy Grote (SPD) und Joa-
chim Bischoff (DIE LINKE) für die Opposition. 
Eingangs wurde zunächst noch einmal die 
Entwicklung St. Georgs in den vergangenen 
Jahren geschildert, die durch Aufwertung, 
Verdrängung und Gentrifizierung oft genug 
beschrieben worden ist. Alle vier Parteienver-
treter ließen sich dann auf die in der Unter-
schriftensammlung erhobenen Forderungen 
ein, wobei alle durch die Bank hervorhoben, 
dass man in der Analyse wie auch beim For-
derungspaket  weitgehend mit dem Einwoh-
nerverein einig sei. Wer die Stadtteilpolitik ein 
bisschen länger kennt, und das gilt gerade 
auch für die Mitglieder des Einwohnerver-
eins, dem werden an diesem Abend die 
Ohren geklingelt haben. Alles war einer Mei-
nung, alle waren sich einig, es müsse was 
geschehen, und alle verwiesen dabei auf 
einen im Dezember 2009 eingereichten 
Antrag anlässlich einer Debatte der Bürger-
schaft zum Komplex Gentrifizierung.
Zueinem guten Teil drehte sich die abend-
liche Diskussion um die Soziale Erhaltungs-
verordnung, die der Stadtteilbeirat auf Antrag 
des Einwohnervereins erstmals 1999 einge-

fordert hatte (damals wie im Grunde auch 
heute einzig gegen die Stimmen des Grund- 
und Hauseigentümerverbandes und des Bür-
gervereins). 
Ein einziges Mal vergaloppierten sich dabei 
Hamann und Grote, als es länger darum ging, 
dass im Jahre 2002 ein von der Stadtentwick-
lungsbehörde in Auftrag gegebenes Gutach-
ten eindeutig eine Soziale Erhaltungsverord-
nung mit möglichst großem Zuschnitt für 
ganz St. Georg empfahl. Die damalige 
Bezirkskoalition aus CDU und SPD hatte eine 
solche Verordnung rundheraus abgelehnt. 
Grote im O-Ton: „Das damalige Gutachten 
war unklar.“ Nachdem der Versammlungslei-
ter aus dem ganz im Gegenteil dazu sehr klar 
formulierten Gutachten zitiert hatte, ruderten 
die beiden zurück und bekannten, das Papier 
nie wirklich gelesen zu haben. Aber das sei 
Vergangenheit, man müsse über das heute 
und Morgen sprechen. Völlig okay, aber es 
kann nicht oft genug wiederholt werden: 
Hätte die damalige CDU-SPD-Bezirkskoalition 
für eine solche Verordnung votiert, dann 
wären Hunderte Mietwohnungen nicht (so 
ohne weiteres) in teilweise sehr hochpreisige 
Eigentumswohnungen umgewandelt wor-
den. 
Diese Erkenntnis bleibt wichtig, weil man 
beim Bezirksamtsleiter Schreiber – er war es 
2002, er ist es 2010 – neuerdings den Ein-
druck hat, er sei der Vorkämpfer gegen die 
Yuppisierung. 2002 hat er sich dafür ins Zeug 
gelegt, dass genau dieser Klientel alle Türen 
aufgestoßen werden!
Positiv könnte man in Auswertung der Veran-
staltung, ja, in gewisser Hinsicht nach einem 
Jahrzehnt des Ringens um eine solche Erhal-
tungsverordnung samt Umwandlungsver-
ordnung sagen: Wir haben’s geschafft. Plötz-
lich wollen alle Parteien etwas gegen die 
Umwandlungswelle und die Mietenexplo-
sion machen, möchten alle unsere kleinen 
Läden schützen und sind alle für Erhaltungs-
verordnungen. 
Nach zehn Jahren des Kampfes um die Aner-
kennung und langsame Durchsetzung dieser 
Forderungen (von der Realisierung sind wir 
auch jetzt noch ein ganzes Stück entfernt) 
können wir ein wenig ermüdet, aber auch 

stolz zurückblicken. Aber auch ein wenig irri-
tiert, dass es jetzt wieder keiner gewesen sein 
will, der für die Fehlentwicklungen verant-
wortlich ist. Nichtsdestoweniger, die Ausei-
nandersetzung geht weiter, denn bar aller 
Äußerungen werden noch immer Mietwoh-
nungen umgewandelt, schließen auch noch 
nach und nach die (vor-)letzten kleinen 
Läden, ziehen Menschen weg, weil sie die 
Mieten nicht mehr zahlen können. Die Praxis 
zählt, nicht die vollmundigen Ankündi-
gungen!

Jetzt geht‘s los
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Christlich-Demokratische Union (CDU), Bürgerschaftsfraktion:
„Zu Ihrem Aufruf ‚Gegen die Zerstörung der sozialen Strukturen in St. Georg’ möchte ich gerne Stellung nehmen. St. Georg gehört zu den 
schönsten, interessantesten und lebendigsten Stadtteilen in Hamburg. Gerade die bisherige Mischung der Bewohnerschaft und Gewerbe-
treibenden hat die besondere Attraktivität dieses Stadtteils ausgemacht. Es ist auch aus Sicht der CDU richtig, dass St. Georg Gegenstand 
einer in Hamburg beispielslosen Spekulationswelle ist.
Um dieser Entwicklung zu begegnen haben CDU und GAL in der Hamburgischen Bürgerschaft einstimmig und mit Unterstützung der 
übrigen Fraktionen das ‚Hamburger Konzept’ verabschiedet. Inhaltlich geht es um die ‚Stadtentwicklung mit Weitsicht’, Quartierstrukturen wie 
in Hamburg-St. Georg sollen erhalten und gestärkt werden. Dazu gibt es verschiedene Maßnahmen, wie beispielsweise: der Erlass von sozi-
alen Erhaltungsverordnungen, die Ausübung des städtischen Vorkaufsrechts bei Grundstückverkäufen, um diese sozialverträglich zu entwi-
ckeln, die Übertragung von Treuhandeigentum aus Sanierungsgebieten vornehmlich an nicht primär gewinnorientierte öffentliche Gesell-
schaften, Stiftungen und Mietergenossenschaften. Zudem verstärkter Mietwohnungsbau sowie die Gründung von Mietergenossenschaften 
und Baugemeinschaften, eine Zusammenarbeit mit den Mietervereinen, eine besondere Unterstützung der Gewerbetreibenden und flankie-
rend dazu die Prüfung zusätzlicher Gesetzesänderungen auf Bundesebene. Dieses Maßnahmepaket ist bundesweit einmalig. Der Senat sowie 
die Fraktionen von CDU und GAL drängen auf eine rasche Umsetzung. Auch wir wollen, dass St. Georg sein besonderes Flair erhalten bleibt!“
Jörg Hamann, MdHB

Wohnstandort St. Georg

Fortsetzung  von  Seite 12

Grün-Alternative Liste (GAL), Bürgerschaftsfraktion:
„Vielen Dank für die vielen Unterschriften gegen eine Verdrängung von Menschen in St. Georg. Wir haben großen Respekt vor diesem Enga-
gement und sehen dies auch als Ausdruck einer großen Verunsicherung und Angst. Gerne möchten wir stellvertretend für die GAL-Bürger-
schaftsfraktion auf Ihr Schreiben vom 2.12.2009 wie folgt antworten:
Die Hamburgische Bürgerschaft hat am 9.12.2009 auf unseren Vorschlag in einem Antrag eine Prüfung umfänglicher Maßnahmen zum 
Schutz von Quartieren mit Aufwertungsdruck beschlossen, darunter u.a. den Erlass einer Sozialen Erhaltungssatzung, die bereits von unseren 
Kollegen in der Bezirksversammlung mit einer erforderliche Voruntersuchungen für St. Georg angeschoben wurde. Ein Schutz vor Mieterhö-
hungen im gewerblichen Bereich hat zurzeit keine gesetzliche Grundlage im Bund und kann daher so nicht verhindert werden. Die zustän-
dige Bezirksverwaltung in Mitte könnte ggfs. bei der Suche nach nahegelegenen Ersatzflächen behilflich sein. Auch wir sehen mit großer 
Sorge, dass rabiate Entmietungsversuche in der Tat immer wieder mehr vorkommen, der konkrete Schutz in dieser Frage ist allerdings Auf-
gabe der Strafverfolgungsbehörden.  Wir sehen es sehr wohl als Aufgabe der Politik an, jenen Menschen zu helfen, denen wegen Aufwer-
tungsdruck (Mieterhöhungen) der Verlust ihrer Wohnungen droht. Aufgabe der Stadtentwicklungspolitik ist es nicht,  Veränderungen und 
Entwicklungen zu verhindern. Es kann weder gewünscht sein noch ist es leistbar, z.B. das altersmäßige ‚Aufwachsen’ eines Quartiers zu beein-
flussen, dies spricht für gewachsene Strukturen. Kulturelle Einrichtungen sind abhängig von privater Initiative und können und sollen nicht 
von der Politik aus geschmacklichen Gründen beeinflusst werden. Günstiger Wohnraum in attraktiven Lagen bleibt nur so lange günstig, wie 
kein Mieterwechsel stattfindet. Bei jeder Neuvermietung ist bei großer Nachfrage ein Preisanstieg zwangsläufig. Alle anderen Annahmen 
oder Forderungen in dieser Hinsicht sind leider nicht realistisch.
Wir Grüne setzen uns aber dafür ein, dass gerade in den aufwertungsbedrohten Stadtteilen, eine staatlich geförderte Wohnungspolitik aktiv 
angegangen wird, damit der Druck auf die Mieten zusätzlich zur Sozialen Erhaltensordnung gemindert wird.“ 
Horst Becker, MdHB, Stadtentwicklungspolitischer Sprecher, Farid Müller
MdHB, Wahlkreisabgeordneter Hamburg-Mitte

Weine und Feines
Nudeln, Espresso, Gewürze und Senf, Gebäck, Schoko

über 20 Sorten Öle und Essige

k2_weine_u_feines_90x60mm.indd   1 08.01.2009   16:59:30 Uhr
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Fit in den Frühling
Der Hamburger Sportbund (HSB) startet wie-
der die Kampagne „7 Wochen mit“ – und in 
diesem Jahr ist der SV Vorwärts St. Georg 
dabei. So kann man statt Verzicht in der 
Fastenzeit neue Gesundheitssportangebote 
ausprobieren. Zur Auswahl stehen zum Bei-
spiel Wirbelsäulengymnastik, Qigong, Fitness 

und Aerobic, Meeting & Movement, Pilates 
oder Feldenkrais. Für Vereinsmitglieder sind 
die Angebote kostenlos, EinsteigerInnen zah-
len für das 7-Wochen-Gesundheitsticket nur 
27 Euro und können dafür alle Angebote mit-
machen und testen. Die Aktion startet sofort, 
einsteigen kann man jederzeit bis Ostern, 

gültig ist das Gesundheitsticket ab Ausgabe-
datum insgesamt sieben Wochen lang.
Weitere Infos bei Hartmut Griesbach (Tel. 63 
60 78 46, Email hartmut.griesbach@t-online.
de) oder bei Kirsten Khaschei (Tel. 28 05 37 
01) sowie unter www.sv-vorwaerts-st-georg.
de und www.gesundheitssport-hamburg.de. 
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DIE LINKE, Bürgerschaftsfraktion:
„Wir bedanken uns für die Zusendung der Unterschriftenlisten sowie für das besondere Engagement des Einwohnervereins. Ihr Protest ist bei 
uns angekommen und wird von der Bürgerschaftsfraktion DIE LINKE unterstützt. Ich versichere Ihnen, dass die angeführten Forderungen 
nicht nur von uns aufgenommen werden, sondern auch für die Durchsetzung einer sozialeren Stadtentwicklungspolitik in Hamburg eine hilf-
reiche Unterstützung für die parlamentarische Arbeit darstellen. Der von uns am heutigen Tag in die Bürgerschaft eingereichte Antrag „Auf-
wertung und Verdrängung in den Quartieren stoppen“ nimmt Ihre Forderungen auf und konkretisiert diese. 
Als Opposition sehen wir unsere Aufgabe darin, die wachsenden Widerstandsbewegung in der Stadt gegen die Veräußerung öffentlicher Flä-
chen, Mietsteigerungen und Umwandlung in Eigentum mittels unserer Arbeit  im Parlament zu unterstützen. Für die innerstädtischen Wohn-
lagen, die besonders unter der genannten Problematik zu leiden haben, fordern wir die schnellstmögliche Umsetzung von Sozialen Erhal-
tensverordnungen in Verbindung mit Umwandlungsverordnungen. Gleichwohl ist dies nur als ein Baustein zu sehen, der die Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen bremst, jedoch nicht die Mietsteigerungen aufhalten kann. Hier bedarf es eines erweiterten, vielschich-
tiges Instrumentariums und des langen Atems, dies immer wieder einzufordern.“
Dr. Joachim Bischoff, MdHB, Stadtentwicklungspolitischer Sprecher und Wahlkreisabgeordneter Hamburg-Mitte

Wohnstandort St. Georg

Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Bürgerschaftsfraktion:
„Als SPD teilen wir die Befürchtungen und Kritik hinsichtlich der Entwicklung des Stadtteils St. Georg und unterstützen die mit der Unter-
schriftensammlung erhobenen Forderungen. Die Veränderungs- und Aufwertungsprozesse, wie sie in St. Georg, aber beispielsweise auch auf 
St. Pauli und in Ottensen zu beobachten sind, betreffen viele der alteingesessenen Bewohnerinnen und Bewohner, aber auch Gewerbetrei-
bende. 
Um die für St. Georg typische Mischung der Bevölkerung zu erhalten und die gewachsene Gewerbestruktur besser zu schützen, muss poli-
tisch gegengesteuert werden. Die SPD hat deshalb im Bezirk Hamburg-Mitte gemeinsam mit der GAL und gegen die Stimmen der CDU eine 
Soziale Erhaltungsverordnung für St. Georg auf den Weg gebracht. Das positive Ergebnis der Vorprüfung im Bezirk wurde inzwischen an die 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt weiter geleitet, die dem Vorschlag voraussichtlich zustimmen wird. 
Neben dem Erlass einer Sozialen Erhaltungsverordnung muss aber noch mehr getan werden, um der ‚Gentrifizierung’ in Stadtteilen wie St. 
Georg wirksam zu begegnen. Die SPD-Bürgerschaftsfraktion hat deshalb bereits im November letzten Jahres unter dem Titel ‚Schutzschirm 
gegen Verdrängung’ ein umfassendes Maßnahmenpaket in die Bürgerschaft eingebracht.  
Zu den wichtigsten Maßnahmen gehört aus unserer Sicht neuer öffentlich geförderter Wohnungsbau, eine verantwortliche Mietenpolitik der 
SAGA und der gezielte Einsatz städtischer Grundstücke und Immobilien zum Schutz lokaler Gewerbe- und Sozialstrukturen.
Unser Antrag ‚Schutzschirm gegen Verdrängung’ wurde in den Stadtentwicklungsausschuss überwiesen und hat dort dazu geführt, dass in 
Kürze eine Sachverständigenanhörung zum Thema Aufwertung/Verdrängung durchgeführt werden wird. Wir hoffen, dies wird im Ergebnis 
dazu führen, dass zumindest Teile unserer Forderungen vom Senat aufgegriffen werden und zu einem Gegensteuern bei der Entwicklung in 
St. Georg beitragen können.“
Andy Grote, MdHB, Stadtentwicklungspolitischer Sprecher

Fortsetzung  von  Seite 13

Am 23. November 2009 stellte Stadtentwick-
lungssenatorin Hajduk den neuen „Mieten-
spiegel 2009“ vor. Über die Frage, ob dieser 
nicht inzwischen vorrangig eine mietpreis-
treibende Funktion hat, wird nicht nur im 
Netzwerk Recht auf Stadt diskutiert. Für uns 
in St. Georg ist allerdings auch der Blick in das 
Wohnlagenverzeichnis wichtig, wie die Kon-
flikte um den Mietenspiegel 2005 gezeigt 
haben. Damals konnten wir durch massiven 
politischen und juristischen Widerstand errei-
chen, dass einige klammheimlich vorgenom-
mene Hochgruppierungen von der „norma-
len“ in die „gute“ Wohnlage letztlich im 
Mietenspiegel 2007 ebenso verschämt wie-
der zurückgedreht werden mussten.
Im neuen Mietenspiegel 2009 sind nun 
erneut insgesamt sechs Straßen in Hamburg 
von der normalen in die gute Wohnlage 
„angehoben“ worden, was je nach Woh-
nungstypus monatliche Mietunterschiede 
von 50 bis 100 Euro ausmacht, also keine 
Bagatelle ist. Im November 2009 hat die 

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
(BSU) auch die St. Georgstraße 1 bis 23 und 4 
bis 10 in die gute Wohnlage hochkatapultiert, 
ohne dass es dafür unseres Erachtens eine 
Berechtigung gibt. 
Einem interfraktionellen Antrag der SPD-GAL-
Mitte-Koalition folgend, hat auch der Stadt-
teilbeirat auf seiner 
Sitzung am 23. 
Februar die Rück-
nahme der Hoch-
gruppierung gefor-
dert. 
Auch deswegen, 
weil wir uns seit 
mehr als einem Jahr 
in einem Prüfungs-
verfahren befinden, 
ob eine Soziale 
Erhaltungsverord-
nung für St. Georg 
sinnvoll ist. Und es 
ist natürlich ein 

Unding, in einem laufenden Verfahren von 
städtischer Seite die Rahmenbedingungen 
zu verändern. Also, Frau Hajduk, nehmen Sie 
umgehend die „Aufwertungen“ der betref-
fenden Häuser in der St. Georgstraße aus 
dem Mietenspiegel 2009 wieder heraus! 

Wohnlagenverzeichnis erneut geändert!

Gebäude an der Langen Reihe
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Der Christliche Verein Junger Menschen 
(CVJM) Hamburg mit Sitz An der Alster 40 ver-
anstaltet als anerkannter Träger der Jugend-
hilfe seit Jahrzehnten in den Sommerferien 
Reisen für Jugendliche aus Hamburg und 
Umgebung. Sie werden von ausgebildeten, 
ehrenamtlichen JugendgruppenleiterInnen 
des Vereins organisiert und durchgeführt. 
Wichtig ist für uns eine von Toleranz und Frei-
heit geprägte Gemeinschaft, in der sich Kin-
der und Jugendliche dann oftmals in einer für 
sie neuen Rolle erleben und ausprobieren 
können. Mit tollem Programm, vielen Grup-
penaktivitäten, Spaß und neuen Erfahrungen 
werden die Reisen oft zu einem unvergess-
lichen und prägenden Erlebnis. 
Dieses Jahr bieten wir drei Reisen an: 
* Eine Kinderfreizeit vom 6.8. bis 13.8. im 
Freizeithaus Marwede in der Lüneburger 
Heide für 10-12jährige (230 Euro).

* Für die 13-15jährigen geht es vom 2.8. bis 
15.8. nach Kroatien in ein Haus mit eigener 
kleiner Badebucht und Terrassenblick auf die 
kroatische Riviera (575 Euro).
* Mit den 16-17jährigen fahren wir vom 30.7. 
bis 13.8. in ein Surfcamp am Idrosee in Ita-
lien. Ein Surfkurs über sieben Einheiten á 1-2 
Stunden ist im Preis enthalten (575 Euro).
Für Familien mit geringem Einkommen 
besteht die Möglichkeit der Bezuschussung. 
Weitere Informationen gibt’s di. bis fr. zwi-
schen 10 und 13 Uhr unter Tel. 28 40 95 0 
oder Email info@cvjm-hamburg. 
(CVJM Hamburg) 

Sommer, Sonne und Mehr

Straßen- und Stadtteilfeste über St. Georg
Fangen wir mit der Bunten Langen Reihe an, 
die in den vergangenen Jahren Ende April/
Anfang Mail stattgefunden hat. 
Offenbar hat der Bürgerverein 
den Auftrag zur Organisierung 
des kommerziellen Straßenfestes 
nicht mehr an Ralf Pavlicek verge-
ben, sondern an den ebenfalls 
kommerziell agierenden Verein 
Hamburg Pride e.V. Während das 
Gerücht geht, dass in diesem Jahr 
zwei Mal eine vermeintlich Bunte 
Lage Reihe stattfinden soll (Bleibt 
Herr P. im Spiel?), ist auf jeden Fall 
klar, dass das von Hamburg Pride 
(die auch den CSD-Umzug mana-
gen) organisierte Fest für den 
29./30. Mai angemeldet ist. 
Damit rückt dieses Straßenfest 
erstmals in verdächtige Termin-
nähe des von Gemeinde und Ein-
wohnerverein veranstalteten Stadtteilfestes, 
doch dieses ist magels Kapazitäten und Über-
schneidung mit anderen Veranstaltungen erst 
wieder für 2011 vorgesehen. Zwar hat Ham-
burg Pride eine stadtteilverbundere Ausrich-
tung der Bunten Langen Reihe angekündigt, 
doch der Einwohnerverein bleibt nach jahr-

zehntelanger Erfahrung damit skeptisch und 
wird sich auch in diesem Jahr daran nicht 

beteiligen. Auch deswegen, weil für den 29. 
Mai (19 Uhr) von verschiedenen Stadtteilkul-
turgruppen usw. wieder eine „wundlbar“-Kul-
turnacht in der Dreieinigkeitskirche (St. 
Georgs Kirchhof) vorbereitet wird.

Kartenmaterial
Wer historisches Kartenmaterial zu St. Georg 
und Hamburg sucht, wird jetzt kostenfrei fün-
dig. Die Staats- und Universitätsbibliothek hat 
kürzlich 200 digitalisierte historische Ham-
burg-Karten ins Netz gestellt. Einen entspre-
chenden Blog-Eintrag mit Hintergrundinfor-
mationen gibt es im Web unter http://agora.
sub.uni-hamburg.de/subcharts/digbib/
iframe, die Karten mittels einer graphischen 
Suchfunktion unter http://agora.sub-uni-ham-
burg.de/subcharts/digbib/iframe. 

Fußgängerampel 
bleibt!

Vor weinigen Monaten hatten wir im „Dra-
chen“ für eine Unterschriftensammlung 
geworben, die die Bürgerinitiative „Ohne Mix 
is nix!“ auf den Weg gebracht hatte. Es ging 
dabei um die Fußgängerampel über den 
Steindamm, Höhe Stiftstraße. Die Polizei 
wollte die provisorische Ampel bald wieder 
abgeschafft wissen, jetzt hat sich aber die Ini-
tiative und die Kommunalpolitik durchge-
setzt: Die Ampel wird zu einer Dauerreinrich-
tung. Der Dank für entsprechende Initiativen 
geht vor allem an Gode Wilke (Mix-Initiative/
Einwohnerverein), Michael Schulz (Vor-Ort-
Büro) und Regina Freuer (GAL-Bezirksabge-
ordnete und Einwohnerverein) .

Allrounderin 
sucht Teilzeit-Stelle in St.-Georg

Engagierte 40-Jährige, 
sicher in Wort und Schrift, 

erfahren in allen 
Büro- & Sekretariatsarbeiten, 

Internet-affin, PC-sicher, verkaufserfahren, 
freundlich, mit gepflegtem Auftreten und 

angenehmer Telefonstimme 
sucht ab sofort:

Büro, Praxis, Hotel, Firma ... 
zum zuverlässigen Einbringen ihrer Talente. 

Ich freue mich auf Ihren Anruf: 
0170 / 244 54 97 

Stadtteilgruppe St. Georg
„Die öffentlichen Finanzen, 
der Senat und das Grauen“

Stellung nimmt der  
Bürgerschaftsabgeordnete 

Dr. Joachim Bischoff

Mittwoch, 17. März 2010, 19.30 Uhr
Neuer Saal, Stiftstraße 15 (1. Stock)

FRAKTION VOR ORTGebäude an der Langen Reihe

Stadtteilfest 2009
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D o r f l e b e n 

Das Netzwerk Recht auf Stadt, zu dessen 
Mitbegründern auch der Einwohnerverein 
gehört, lädt ein zu einer Versammlung der 
SAGA-MieterInnen am 25. März, um 19 Uhr, 
ins „Centro Sociale“ (Sternstraße 2, nahe der 
U-Bahn Feldstraße). Insgesamt 23.000 
SAGA-MieterInnen haben seit Vorlage des 
neuen „Mietenspiegels 2009“ vor wenigen 
Monaten ein Mieterhöhungsverlangen 
zugestellt bekommen. Erklärtes Ziel der 
SAGA ist es, die Mieten der nicht mehr 
gebundenen (Sozial-)Wohnungen über 
kurz oder lang an den mittleren Satz des 
Mietenspiegels „anzupassen“, was für viele 

eine dramatische Erhöhung bedeuten wird. 
Wer sich über die SAGA informieren will, 
auch wer seine Stimme gegen die regelmä-
ßigen Mieterhöhungen im Gefolge des alle 
zwei Jahre vorgelegten Mietenspiegels 
erheben möchte, sollte am 25. März mit 
dabei sein. Die Frage, die es an diesem 
Abend zu klären gilt, lautet: „Was für eine 
SAGA wollen wir?“ Mehr Informationen (u.a. 
den Veranstaltungsaufruf ) gibt es im Netz 
unter http://wiki.rechtaufstadt.net/index.
php/Mietenstopp_sofort! oder auch unter 
http://centrosociale.de. Mailkontakt gibt es 
über mieterhoehung@nadir.org.  

SAGA-MieterInnen, aufgepasst!

Einerseits war es ja wirklich schön mit dem 
Schnee und der zugefrorenen Alster, ande-
renorts boten auch St. Georgs Straßen,  
Geh- und Fahrradwege in den letzten 
Wochen teilweise das Bild einer großen Eis-
bahn. Die Stadt kam teilweise erst in der  
Schlussphase in die Hufe, so mancher Haus-
eigentümer hat seine  Räumpflicht wochen-
lang ignoriert. Die Folge sind etliche Stürze, 
Arm- und Beinbrüche. Unsere besten Gene-
sungswünsche gehen an Ricarda Wyrwol, 
stellvertretend für alle St. Georger Bürge-
rInnen, die sich in den vergangenen 
Wochen verletzt haben. 

Zwei Monate Glatteis

Meist gratulieren wir an dieser Stelle ja Ein-
richtungen und Läden, die schon auf eine 
stattliche Zahl von Jahren zurückblicken 
können. In diesem Fall gehen die besten 
Geburtstagswünsche an „unser Einjähri-
ges“: Am 24. Februar 2009, also vor gut 
einem Jahr, haben wir „Hamburgs erste 

Kommunale Litfaßsäule“ am Carl-von-Os-
sietzky-Platz einweihen können. Bisher 
läuft die Chose gut, vor allem dank 
unseres Litfaß-Teams aus Sabine Eckhoff, 
Rita Kreis und Steffen Leipnitz; die verant-
wortliche Geschichtswerkstatt bewahrt 
den Überblick und kann immer wieder 

neue Plaktierungswün-
sche entgegennehmen, 
ernsthafte Beschwerden 
sind bisher ausgeblie-
ben (auch nicht von der 
Hamburger Außenwer-
bung Ströer, der die Säule 
nach wie vor gehört). Wer 
ein (nichtkommerzielles) 
Plakat aufhängen möchte, 
maildet sich bitte recht-
zeitig unter litfasssaeule@
gw-stgeorg.de. Wir kön-
nen eine günstige Druck-
möglichkeit vermitteln 
und nehmen im Übrigen 
alle wild geklebten, kom-
merziellen Plakate gleich 
wieder ab. Muss sein! 

Geburtstag

Ende gut, alles gut: die Säule gehört uns!

Eisige Wochen auf St.Georg


